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Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 20 7ioattng Houses Fuhlendorf“ der &-
meinde Fuhlendorf
hier: Äußerungen gemäß S 4 Abs. 1 Baugese&buch (BauGB)

Sehr geehrter Herr Groth,

mit Schreiben vom 30.08.2018 (Posteingang: 17.09.2018) wurde ich um Äußerungen gemäß
s 4 Abs. 1 ßauGß zum o. g. ßauleftplanentwurf gebeten. Als Bewertungsgrundlage haben
dazu vorgelegen:
- Planzeichnung, Maßstab 1 : 1000, Stand: 13.03.2018
- Begründung zum Entwurfsexemptar, Stand: 09.03.2018

Die betroffenen Fachbereiche äußern sich folgendermaßen:

Städtebauliche und ptanungsrechttiche Belange

Die Gemeinde beabsichtigt im Bereich des Hafens von Bodstedt durch die Ansiedlung von
14 schwimmenden Ferienhäusern die bestehende Tourismus- und Freizeitnutung auszu
bauen. Durch den wasserseftigen Ausbau des Hafens ist eine Inkommunalisierung der überS
planten Fläche erforderlich. Diese InkommunaUsierung ist vor dem Satzungsbeschluss abzu
schließen.

Auf der PLanzeichnung sind die Nutzungsschablonen den jeweiligen Sondergebieten zuzu
ordnen (BezugsLinie).

Unterschiedliche Sondergebiete sind eindeutig voreinander abzugrenzen (Planzeichen
15.14. der Anlage zur Planzeichenverordnung - PlanzV).

Für die Festsetzung einer Slipanlage im östlichen Bereich der Planzeichnung, sind in der
Begründung entsprechende Darlegungen aufzunehmen. Sie ist in der vorliegenden EntwurfS
splanung als Verkehrsifäche besonderer Zweckbestimmung festgesetzt, ohne dass eine
konkrete Zweckbestimmung getroffen wurde. Die Bezeichnung „Stipanlage“ ist in der Plan
zeichnung mit bloßem Auge kaum erkennbar. Zudem scheint auch nur ein Teil der SLipanla
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ge im Geltungsbereich des Bebauungsptanes zu Liegen. Insofern ist zu prüfen, ob der Gel
tungbereich nicht vollständig die Silpantage erfassen sollte.

Die Straßenverkehrsfläche ist von Süden beginnend (Parkplatz) bis zur Steganlage im Ncr-
den des Plangebietes (private VerkehrsfLäche) mit unterschiedlichen Zweckbestimmungen
festgesetzt. Die unterschiedlichen Zweckbestimmungen sffid nicht durchgängig voneinander
abgegrenzt. Zu Beginn des Steges it eine weitere Slipanlage, deren Bezeichnung ebenfalls
mit bloßem Auge nicht erkennbar ist. Im Interesse der Rechtssicherheit und -klarheit ist
die Festsetzung der unterschiedlichen Zweckbestimmungen zu überarbeiten und das ent
spredende Planungsziel in der Begründung zu erläutern.

Die auf der Planzeichnung sehr eng gefassten Baugrenzen lassen auf einen vorhabenbezo
genen Plan hindeuten. Es sollte daher geprüft werden, ob nicht eher ein Vorhaben- und
Erschließungsplan gemäß 12 BauGB das geeignete Planungsinstrument ist.

Zudem sollen in den SO 4 innerhalb der Baugrenzen Ferienhäuser mit unterschiedlichen
Höhen (Hrnax) zulässig sein (9,20 rn bis 10,30 m). Dies Lässt vermuten, dass hier konkrete (
Haustypen geplant sind. Auch in soweit erscheint es vorLiegend eher als vorhabenbezoge
ner Planung statt Angebotsplanung. Darüber hinaus ist bei der Kombination der Festsetzung
von einem Voftgeschoss und der jeweiligen Gebäudehöhe zu vermuten, dass die Ferienhäu
ser kein flachdach sondern ein ausgebautes Dachgeschoss erhalten sollen. Dementspre
chend sollte die Gebäudehöhe als Rrst- bzw. Traufhöhe festgesetzt werden. Wegen der
unklaren Äbgrenzung der Sondergebiete und der entsprechenden Baugrundstücke sollte
statt der GRZ für die jeweiLigen Baufelder der SO 4 a bis c die Grundfläche (GR) als
Höchstmaß festgesetzt werden. Gleiches gilt für die SO 2 und SO 3.

Im Interesse der Rechtssicherheit und -kLarheit soltten die Baufelder bzw. Baugrenzen ins-
besondere in Bezug zur Grundstücksgrenze/Straßenbegrenzungstinie vermasst werden.

Wasserwirtschaft

Alle anfallenden häuslichen Abwässer sind nach Maßgabe des Abwasserbeseitigungspflichti
gen, der Gemeinde Fuhlendorf, dem öffentlichen Schmutzwassernetz zuzuführen.

Das anfallende Niedersch[agswasser von den Dachftächen der 14 Schwimmenden Ferien-
häuser wird in den Bodden eingeleitet. Die Zuständigkeit hierfür Liegt beim StALU YP.

Für das anfallende Niederschlagswasser (NW) landseitig ist die Gemeinde gern. S 40 LWaG
abwasserbeseitigungspftichtig. Witt die Gemeinde von ihrer Äbwasserbeseitigungspflicht im
B-Plan für das Niederschlagswasser befreit werden, muss sie bei der unteren Wasserbehör
de des Landkreises Vorpommern-Rügen einen begründeten Äntrag auf Befreiung stellen.
Es ist geptant. das unverschmutzte Niederschtagswasser auf den jeweiligen
Grundstücken, auf denen es anfäLLt, zu versickem. Das betrifft das Gebäude, das zurzeit
noch als Touristeninformation genutzt wird und zukünftig als Service- und Versorgungsge
bäude für die schwimmenden Häuser umfunktioniert werden satt, sowie die erforderlichen
14 Stellplätze für die Schwimmenden Ferienhäuser.

Die Errichtung der Stegantage im Bodstedter Bodden (418 mZ) ist beim StALU VP anzeige-
pflichtig.

Naturschutz

Der Umwettbericht ist entsprechend der Äntage ‘1 zum ßauGB zu vervollständigen.
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Die Planung bedarf der Natuadiut4eneImgung und teilweise der Herausrahme aus dem
1% Die Vciwssetzungen hierfür liegen deneft nidt vor.

Die Oberpianung dieses sensiblen 1ndschaftsraurnes macht einen Undschaftspian geht
s 1 1 Abs. 2 NatSchAG MV erforderUch.

Im Biotopverzeichnis des lan. sffid im Geltungsbereich der Planung gesetzlich geschütfle
Biotope verzeicftiet Die Grenzen Wüten lfl de Satzung übernommen werden. Die beein
tfldfln iandseitin Tellberekhe der: Biotope sind in den ursprünglichen Zustand Xli
überführen und durch geeignete Maßnahmen vor Beeinträchtigungen zu ‘schüan. En$pre
chemie Festsetzungen sind erforderUch. Für Totaiveriwe, Funkttonsverluste und mitteUa
re Beeinträchtigungen der übrigen Biotope ist eine Ausnahme vom Biotopschutz zu beaw
fragen.. Eine Ube‘tagewng der Zweckbestimmung Hafen mit gesetzlich gesthütten Bioto
pen ist nicht möglich. Das Verfahren läuft unter Beteiligung der anerkannten Naturschutz
verbände. :e AMagsunteriagen Sind mit Planung des funktionellen Augleichs in Macher
Ausfertigung bei der Unteren Naturschiflbehörde einzureichen.

0 Zudem ist hier die Ausnahme von den Verboten der Küsten und Gewässerschutzstreifen zu
beantragen (Antrag in einfacher )uertigung). Hieraus ergeben sich besondere Mifarde
rungen hinsichtlich des Erhaits der i..ebensstätten (inkl. Puffenonen) zahlreicher, oft :be
drohter Pfianzen und Tierarten. Dse sind daher in der Planung zu dokumentieren und zu
berücksichtigen.
Des Weiteren ist im unbesiedelten Bereich der freie Zugang zu unverbauten Naturschönhei
ten zu gewährleisten. Im besiedelten Bereich steht ein harmonischer Ubergang vom beste-
delten Bereich in den unbestedeften Bereich im Vordergrund. Dies ist in der Planung zu
berücksichtigen (Begehbarkeit der Steganiagen, Beleuchtungsregime, max. ein VoUe
schoss und 4 m Höhe etc.).

Die Planung Liegt im Bereich des 156 oddentandschafC zum Teil in der weiteren, zum
Teil in der engeren Schutnone. Die Grenzen sind in die Planzeichnung zu übernehmen, sie
können bei Bedarf digital zur Verfügung gestellt werden.
Die beeinträchtigten Teilbereiche der engeren Schutnone im Geltungsbereich der Sarning
sind in den ursprünglichen Zustand zu überführen und durch geeignete Maßnahmen vor
Beeinträchtigungen zu schützen.. Entsprechende Festsetzungen sind erforderlich. Die Vo
raussetzungen für die Herausnahme aus der weiteren Schutnone sind in Anlage 1 aufge

O führt und angefügt. Ansprechpartner in der unteren Naturschutzbehörde für die Heraus-
nahme ist Herr Heinicke (Telefon 03831 357-3183).

Der Natura-2000-Vorprüfung kann nicht gefolgt werden, da z.B. die in der Nähe beflndli
chen Habitate der flschotter und der verschiedenen Vogelarten von der intensMerten Nut-
zung betroffen sein können. Die Durchführung von Verträgtichkeitsprüfungen für die Natu
ra-2000-Gebiete wird als erforderlich angesehen. Bei der Berücksichtigung kumulativer
Wirkungen sind Pläne und Projekte mit gleichen Wirkungen zu berücksichtigen (Habitatver
luste bzw. -beeinträchtigungen).

Der Planung ist ein artenschutzrechtUcher Fachbeitrag nach Maßgabe der Hinweise zu den
artenschutzrechtUchen Zughffsverboten des 5 44 Absatz 1 Bundesnaturschutzgesetz auf der
Ebene der BauLeitptanung des LUNG vom 02.07.2012 beizufügen.

Aus der Kurzbeschreibung des Vorhabens im Umweltbericht soLlten die genaue fläche des
Geltungsbereichs und die Summe des Bodenbedarfs und aus den Prognosen die Flächenin
anspruchnahme der Bestandsbauten hervorgehen. Im Umweltbedcht sind die aktuellen
Gesetzesgrundlagen zu berücksichtigen. Der Gutachtliche Landschaftsrahmenptan Vor-
pommern ist in der Planung stärker zu berücksichtigen (z.B. Karte III, Karte IV, Karte 8).
Gemäß Landesraumentwicktungsprogramm sind taut Aussage der Gemeinde auf dem Fest-
Land vorranging die Ziele für Umwelt- und Naturschutz zu verfolgen. Im mahnen Bereich ist
ihnen ein besonderes Gewicht beizumessen. Die Umsetzung der Ziele ist für die aktuelle
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Die BegCÜM. ung ist bezüglich der Ausführungen zum Denkmalschutz auf Seite 14 entspre
chend zu korrigieren.

Kataert Vemessww

Die hier vorliegende Au:ertigtmg der Planzeichnung ist zur Bestätigung der Richtigkeit des
katwdrmiißioan R,*andp oaaionat

Die Auflistung der vorn Getturbereich betroffenen Rurstücke sollte nochmals überprüft
erden.

in der Begrun&ing unter Punkt 3 Räumllcher Geltungsbereich“ ist die Bezeicimung des
B-Pianes zu berichtigen. Die Auflistung der vorn Geltungsbereich betroffenen Flurstücke
sollte nochmals überprüft werden. Unter Punkt 4 »Katastermäßiger BesteM“ ist das Datum
des Lage und Höhianes mit dem Datum auf der Pianzeichnung in Übereinstimmung zu
bringen. Des Wefteren ist die Bezeichnung der katasterführenden Stelle zu berichtigen.

VerKenrssictierug und 4enkung

Verkehrsregelnde Maßnahmen insbesondere durch Verkehrszeichen oder Verkehrseinrich
tungen unterliegen der Prüfung und Genehmigung durch die Straßenverkehrsbehörde.
Diese sind Rahmen des Genehmigungsverfahrens gemeinsam Abzustimmen und zur Be
stätigung in zweifacher Ausführung einzureichen.

Dem Vorhaben wird aus Sicht der Straßenverkehrsbehörde zugestimmt.

Abfaliwirtschaft

In der Gemeinde Fuhlendorf wird die Entsorgung der Abfäfle gemäß der Saung über die
Abfallbewirtschaftung im Landkreis VorpommemRügen vom 17. Dezember 2015, in der
zutetzt geändeflen Fassung vorn 9. Oktober 2017 durch den Landkreis Vorpommern-Rügen,
Eigenbetrieb AbfaiWvirtschaft bzw. durch von ihm beauftragte Dritte durchgeführt. Weiter
hin erfolgt die Abholung und Entsorgung von Wertstoffen, wie Pappe, Papier, Glas und Ver

O
kaufsverpackungen, durch hierfür beauftragte private Entsorger. Die Fläche des Geltungsbereiches

des Bebauungsptanes Nr. 20 unterliegt aufgrund der geplanten Nutzung dem An-
schluss- und Benutzungszwang an die Abfallbewirtschaftung gemäß § 6 der o. g. Satzung.
Da der Planzeichnung und der Begründung zum Bebauungsplan Nr. 20 keine detaillierten
Hinweise zum Anschluss der Grundstücke an die Abfatlentsorgung zu entnehmen sind, wei
se ich vorsorglich darauf hin:

Müll darf nur abgeholt werden, wenn die Zufahrt zu Müllbehälterstandplätzen so angelegt
ist, dass ein Rückwärtsfahren nicht erforderlich ist. Dies gilt nicht, wenn ein kurzes Zu-
rückstoßen für den Ladevorgang erforderlich ist, z. B. bei Absetzldppern.“ Zum S 16 Nr. 1
legt die DGUV Vorschrift 43 Müllbeseitigung“ weiterhin fest: „Bei Sackgassen muss die
Möglichkeit bestehen, am Ende der Straße zu wenden.“
Eine Wendeanlage ist aus Sicht des gesetzlichen Unfallversicherungsträgers idealerweise
geeignet, wenn sie einen Mindestdurchmesser von 20,00 m zuzüglich der erforderlichen
Freiräume von bis zu 200 m für die Fahrzeugüberhänge aufweist und in der Wendeplat
tenmitte frei befahrbar ist.
Andere Bauformen als Wendekreise oder -schleifen, z. B. Wendehämmer, sind aus Sicht des
gesetzlichen Unfallversicherungsträgers nur ausnahmsweise zulässig, wenn aufgrund von
topographischen Gegebenheiten oder bereits vorhandener Bausubstanz ein Wendekreis
oder -schleife nicht realisiert werden kann (siehe DGUV Information 214-033).
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Diese Wendeanlagen müssen mindestens den Bildern 56 - 59 der unter Ziffer 6.1.L2 ge
nannten Wendeanlagen der Richtlinie für die Änlage von Stadtstraßen (RASt 06) entspre
chen.
Für jede Wendeantage sind ein Äusfahrtradius von mindestens 10 m und eine fahrbahnbrei
te van mindestens 5,50 rn zu planen. Der Wendeptattenrand zuzüglich der erforderlichen
Freiräume muss frei sein von Hindernissen wie Schaltschränke der Telekommunikation,
Elektrizitätsversorgung oder Lichtmasten, Zäune und ähnlichen Einschränkungen.
Bezüglich der Stra6en regelt die DGUV Vorschrift 71 „Fahrzeuge“ (ehemals BGV D 29) im
s 45 Abs. 1 : „Fahrzeuge dürfen nur auf Fahrwegen oder in Bereichen betrieben werden, die
ein sicheres Fahren ermöglichen.“
Das bedeutet:
1 . Die Straße muss für die zulässigen Achstasten eines AbfallsammeLfahrzeuges ausreichend

tragfähig sein (zulässiges Gesamtgewicht von Abfallfahrzeugen beträgt max. 26 t). Die
Straße muss so angelegt sein, dass auf geneigtem Gelände ausreichende SictWheft gegen
Umstürzen und Rutschen gegeben ist.

2. Änllegerstrafen und wege ohne Begegnungsverkehr müssen eine ausreichende Breite
von mindestens 355 m für die Yorwärtsfahrt bei gerader Streckenführung haben. Dieses (.
Maß ergibt sich aus der Fahaeugbreite (2,55 m) und einem beidseftigem Sicherheitsab
stand von je 0,5 m. ÄnUegerstraßen und -wege mit Begegnungsverkehr müssen eine aus-
reichende Breite van mindestens 4,75 m haben.
Bei kurviger Streckenführung sind die Schleppkurven für dreiachsige Müllfahrzeuge zu be
achten. Bei 90-Grad-Kurven ist ein Platzbedarf im Kurvenbereich von mindestens 5,50 m
zu berücksichtigen. Das Maß ergibt sich aus Messungen an einem 10 m langen, 3-achsigen
Äbfallsammelfahrzeug.

3. Die Straße muss eine lichte Durchfahrtshöhe van mindestens 4,00 m gewährleisten (Dä
cher, Sträucher, Bäume, Straßenlatemen usw. dürfen nicht in das LichtraumprofiL ragen).

4. Die StrafSe muss so gestaLtet sein, dass Schwellen und DurchfahrschLeusen problemLos von
ÄbfaLLsammeLfahrzeugen überfahren werden können (ohne Aufsetzen der Trittbretter,
wobei die niedrigste Höhe für Trittbretter nach DIN EN 1501 -1 HeckLader 450 mm be
trägt; dabei sind auch Rahmenkonstruktion und fahrzeugüberhang und federweg zu be
rücksichtigen).

. Beachten Sie bitte bei der Planung, dass die Entsorgungsfahrzeuge keine Privatstra
Ben und Betriebsgetände befahren dürfen.

Für den FaLL, dass die o. g. Vorgaben nicht eingehalten werden können, regett der 15
Abs. 5 der Satzung über die Äbfallbewirtschaftung des Landkreises Vorpommem-Rügen:
„Wenn das Sammetfahrzeug nicht am Grundstück vorfahren kann, müssen die Äbfaltbehät
ter sowie sperrige Gegenstände nach S 16 Abs. 1 der Abfattsatzung von den Ubertassungs
pflichtigen an der nächsten vom Sammelfahrzeug benutzbaren fahrstraße bereitgesteLLt
werden. Der Eigenbetrieb Äbfattwirtschaft des Landkreises kann den BereitstetLungsort der
Äbfattbehätter und Äbfattsäcke bzw. des Sperrmütts bestimmen.“

Brand- und Katastrophenschutz

Es sind folgende Grundsätze einzuhalten:

0 Schaffung ausreichender Änfahrts-, Durchfahrts- bzw. Wendemögtichkeiten für
Fahrzeuge der Feuerwehr und des Rettungsdienstes,

0 Ordnungsgemäße Kennzeichnung der Wege, Straßen, Plätze bzw. Gebäude (Stra
Bennamen, Hausnummern usw.),

0 Die Bereitstettung der erforderLichen Löschwasserversorgung von mindestens
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48 n31h ist in der weiteren Nanung zu beaditen i.nd in der Erschliefkmgsptase um

Ø. Lösciwasser ist gemäß dem Mitsblatt W 405, Stand: Februar 2008, des DVGW für
n Zeitnum von 2 Stundn, innerhalb eines Radhas van 300 m bereitzeIien. fabei ist zu
berücksithtigen, dass dieser Radius die tatsächliche Wegstrecke betrifft und keine Luftlinte
durch Gebäude bzw. über fremde Grundstücke darstellt

Gemäß § 2 Jbs. 1 (Ziffer 4) des Gesetzes tUer den Brandschu: jjflrj die Technischen Hihe.
leitungen wch die Feuerwehren für MeckleittfijVørpOmm&n vorn 31 . Dezernb& 2015, in
der derzeit geltenden Fassung, ist die Gemeinde verpfUchtet die L&chwasserversorgung,
als Grumschutz, in ihrern Gebiet sidienusteUen.

Seitens der Fachabteilung Bauaufsicht und Urnweftschut gibt es keine weiteren Anregun
gen.

Mit freundhchen Grüßen
im Auftrag

hn*..

Franl&Peter Lender
Fachbereichsleiter 3

Anlage:
1 . Hinweisbiatt: Verfahren und Kriterien für eine mögliche Herausnahme von Flächen

aus dem Landschaftsschutzgebiet (LSG) »Boddenlandschaft“
2. Ubenicht Bau- und Bodendenkmale im Luftbild
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Anlage 1

Verfahren und Kriterien fllr eine mögliche Herausnahme von Flächen aus dem Land-
scliaftsschutzgebtet (ISG) „Boddenlandschaft“

Veranlassung: Urteil des 0V6 Greifswatd vom 4.05.2017 zur Notwendigkeit der Heraus
nahme van Bebauungspiangebieten aus dem Geltungsbereich des 136.
Vorbemerkungen: Äusgebend von den Schutnieien des 136 Boddeniandscft nach S 3 der
Verordnung vorn 1.10.1993 {rückwkkend nochmals verkündet am 2105.1996) uid s
durch die UNB in den vergangenen Jahren im Rahmen erteilter Erlaubnisse gern. S 5 der
L5GYO praktizierten Vollzugs der Verordnung hat sich die Beachtung folgender Puflte als
wesentliche Entscheidunigsgrundlage verfestigt.
Vor dem Grundsatz der Gleichbehandlung müssen sie deshalb auch kiinftig bei einer not-
wendig werdenden Herausnahme von Bebauungsplänen die wesentliche Entschetdungs
grundlage bilden. DJT hinaus ist zu beachten, dass Herausnahmen aus der engeren
Schutzzone des 136 gru&ätzUci nicht möglich sind.
Wesentliche Prufkntenen für eine mogliche Herausnahme von Bebauungsplanen aus der
weiteren Schutzzone des I3‘G Boddeniandschaft:

> Die Gemeinde kann aufgrund objektiver Gründe die vorgesehene Planung nicht an an
derer Stelle im Gemeindegebiet, z. B. außerhalb des 136 oder in naturschutzfac1iich
weniger sensiblen Bereichen der weiteren Schutzzone umsetzen (aktuell fehiendes ftä
cheneigentum ist dabei nicht entscheidend!).

> Die neue Bebauung muss sich unmittelbar an vorhandene Ortslagen (Innenbereiche) von
städtebaulichem Gewicht und möglichst kompakt und harmonisch anfügen (kein Stachel
in die Landschaftl).

> Weitere besondere Naturschutzbetange (Ärten- und Biotopschutz, Natura 2000 Gebiete,
Gewässerschutzstreifen, bereits existente Kompensationsflächen etc.) dürfen nicht o
der zumindest nicht erheblich betroffen sein.

> Die Dimensionierung des Vorhabens/Bebauungsptanes muss Candschaftsverträgllch sein
(Flächengröße, Bauhöhen, BaustiL etc.) und gegenüber der freien Landschaft muss eine
Landschaftsgerechte Eingrünung mit heimischen Gehötzstrukturen erfolgen.

Die vollständige Äusgleichbarkeit aller Eingriffe innerhalb des 136 (räumlich und funktio
nell), einschließlich Sicherung der Flächen über Dienstbarkeiten, muss entweder durch
Aufwertung einer zumindest gleichgroßen Fläche in der engeren Schutzzone oder durch
Äufwertung von entsprechenden Flächen in der weiteren Schutnone und, soweit möglich,
Einbeziehung in die engere Schutzzone erfoLgen. Eine Naturatkompensation im Gemeinde-
gebiet hat oberste Priorität vor einer ggf. mögtichen Nutzung eines Okokontos im LSG
(Ausnahme: Gemeinde hat ein eigenes Ökokonto).
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Vorhaben Gemeinde Fuhtendorf, BP Nr. 30 „Ftoating Houses“

Az.

Stellungnahme Naturschutz - hier: Artenschutz

Die vorgeLegten Untertagen sind weitgehend prüffähig und die DarLegungen größtenteits
nachvottziehbar.

Fo[gende Nachforderungen werden jedoch erhoben bevor eine artenschutzrechttiche Ge
nehmigung in Aussicht gesteLLt werden kann:

InnerhaLb der Betrachtung der Wirkfaktoren werden im Hinbtick auf antagebedingte Wir-
kungen (AFB, 5. 9) Kottisionsopfer (vor attem Vöget) im Zusammenhang mit Fensterkottisio

0 nen nicht betrachtet. Hier sind Maßnahmen zu fordern, die das Kottisionsrisiko effektiv
minimieren - es wird vermutet, dass VM 6 hierzu mit vorgesehen ist.

Abhängig von den Ausführungen zur Fischotterkartierung (Liegen derzeit nicht vor) muss
hinterfragt werden, wie aussagekräftig die Feststettung ist, dass keine Fischotterbaue ge
funden werden konnten: Es hat tedigtich zwei Begehungen und keine Längeren Beobachtun
gen gegeben. Ferner wurde auch kein Wirkraum bzw. Untersuchungsraum angegeben, in
dem nach Bauen gesucht wurde.

Hinsichtlich des Eischotters können die Ausführungen zu den Auswirkungen von Licht, Lärm
und Geruch nicht nachvotLzogen werden: Wenn argumentiert wird, dass der vorwiegend
nachtaktive Fischotter nicht erhebtich gestört wird, da Lärm, Licht und Geruch aLLesamt
vor aLtem tagsüber stattfinden, so ist offensichttich, dass zumindest Lichtemissionen eher
in den Nachtstunden reLevant sind (= Laut Gutachten Hauptaktivitätszeit des Fischotters).
Hinzuzufügen wäre, dass gerade die UrLaubsnutzung im Sommerhatbjahr nicht auf den Tag
beschränkt ist: Die Häuser einschLießLich der BaLkone/Terrassen/Stege werden auch in den
Abend und Nachtstunden genutzt. Gespräche, GriLten, mögticherweise Musik dehnen sich
erfahrungsgemäß bis in die tiefe Nacht aus, so dass auch hier von weiteren Störwirkungen

‚-‚ auszugehen ist - diese haben einen vöttig anderen Charakter und eine erhebtich Längere
1%) zeittiche Ausdehnung aLs die derzeitige Nutzung, einschtießtich Fährverkehr. Die aufgeführ

te bedarfsgerechte BeLeuchtung ist prinzipieLL und attgemein zu begrüßen, es müsste aLter-
dings spezifisch im HinbLick auf den Fischotter geprüft werden, ob dieser durch dann erra
tische Lichtemissionen nicht deutLich mehr gestört wird, aLs durch eine zurückhaLtende
DauerbeLeuchtung - gibt es hierzu Untersuchungen?

HinsichtLich des Großen Feuerfatters und des Nachtkerzenschwärmers wäre vor aLLem zu
prüfen, ob Futterpftanzen der Raupen im Vorhabenbereich vorkommen. Hierzu gibt es kei
ne Aussagen in den UnterLagen. Gerade für den Nachtkerzenschwärmer sind gerade Uferbe
reiche von Gräben oder Gewässern mit Vorkommen von Weidenröschen gute Raupenhabita
te.

In Bezug auf die Brutvöget (AFB, 5. 1 5) wird von „überwiegend nicht um besonders gefähr
dete Arten“ gesprochen, die Erwähnung der nicht aLs Brutvoget nachgewiesenen Ftusssee
schwatbe im setben Satz ist unverständtich, da es ja zunächst nur um BrutvögeL geht. Wich-
tig wäre eine tabeLLarische Übersicht der nachgewiesenen BrutvögeL (bzw. sotche mit Brut
verdacht) einschließlich der Angaben zum Schutzstatus bzw. Gefährdungsgrad (einschLieß
[ich der Angaben zum Schutz der Nester/Brutreviere gemäß Angaben des LUNG) - die Auf-
Listung der BrutvogeLarten im Text wurde aus Zeitgründen nicht im Rahmen dieser Stet-
Lungnahme mit den Angaben des LUNG abgegLichen. Hier ist ebenfatLs eine Karte mit den
Kartierergebnissen beizufügen (der Anhang mit dem Kartierbericht Lag zur ErsteLLung dieser

t.
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Vorhaben Gemeinde Fuhlendorf, BP Nr. 30 „Ftoating Houses“

Az.

SteLlungnahme Naturschutz - hier: Artenschutz

Die vorgeLegten Untertagen sind weitgehend prüffähig und die Darlegungen größtenteits
nachvottziehbar.

Fotgende Nachforderungen werden jedoch erhoben bevor eine artenschutzrechttiche Ge
nehmigung in Aussicht gestettt werden kann:

Innerhatb der Betrachtung der Wirkfaktoren werden im HinbLick auf antagebedingte Wir-
kungen (AFB, 5. 9) Koltisionsopfer (vor at[em Vögel) im Zusammenhang mit Fensterkottisio

( nen nicht betrachtet. Hier sind Maßnahmen zu fordern, die das Ko[tisionsrisiko effektiv
minimieren - es wird vermutet, dass VM 6 hierzu mit vorgesehen ist.

Abhängig von den Ausführungen zur Eischotterkartierung (Liegen derzeit nicht vor) muss
hinterfragt werden, wie aussagekräftig die FeststeLLung ist, dass keine Eischotterbaue ge
funden werden konnten: Es hat LedigLich zwei Begehungen und keine Längeren Beobachtun
gen gegeben. Ferner wurde auch kein Wirkraum bzw. Untersuchungsraum angegeben, in
dem nach Bauen gesucht wurde.

Hinsichttich des Fischotters können die Ausführungen zu den Auswirkungen von Licht, Lärm
und Geruch nicht nachvottzogen werden: Wenn argumentiert wird, dass der vorwiegend
nachtaktive Fischotter nicht erhebLich gestört wird, da Lärm, Licht und Geruch attesamt
vor altem tagsüber stattfinden, so ist offensichtLich, dass zumindest Lichtemissionen eher
in den Nachtstunden reLevant sind (= Laut Gutachten Hauptaktivitätszeit des Fischotters).
Hinzuzufügen wäre, dass gerade die Ur[aubsnutzung im Sommerhatbjahr nicht auf den Tag
beschränkt ist: Die Häuser einschtießtich der Batkone/Terrassen/Stege werden auch in den
Abend und Nachtstunden genutzt. Gespräche, Gritten, mögLicherweise Musik dehnen sich
erfahrungsgemäß bis in die tiefe Nacht aus, so dass auch hier von weiteren Störwirkungen
auszugehen ist - diese haben einen völLig anderen Charakter und eine erhebLich Längere
zeitLiche Ausdehnung aLs die derzeitige Nutzung, einschLießLich Fährverkehr. Die aufgeführ
te bedarfsgerechte Beteuchtung ist prinzipieLL und aLLgemein zu begrüßen, es müsste aLter-
dings spezifisch im Hinbtick auf den Fischotter geprüft werden, ob dieser durch dann erra
tische Lichtemissionen nicht deutLich mehr gestört wird, aLs durch eine zurückhaLtende
Dauerbeteuchtung - gibt es hierzu Untersuchungen?

Hinsichtlich des Großen Feuerfatters und des Nachtkerzenschwärmers wäre vor aLtem zu
prüfen, ob Futterpftanzen der Raupen im Vorhabenbereich vorkommen. Hierzu gibt es kei
ne Aussagen in den UnterLagen. Gerade für den Nachtkerzenschwärmer sind gerade Uferbe
reiche von Gräben oder Gewässern mit Vorkommen von Weidenröschen gute Raupenhabita
te.

In Bezug auf die Brutvöget (ÄFB, 5. 15) wird von „überwiegend nicht um besonders gefähr
dete Arten“ gesprochen, die Erwähnung der nicht aLs Brutvoget nachgewiesenen Ftusssee
schwaLbe im seLben Satz ist unverständLich, da es ja zunächst nur um BrutvögeL geht. Wich-
tig wäre eine tabeLLarische Übersicht der nachgewiesenen Brutvöget (bzw. soLche mit Brut
verdacht) einschtießLich der Angaben zum Schutzstatus bzw. Gefährdungsgrad (einschLieß
tich der Angaben zum Schutz der Nester/Brutreviere gemäß Angaben des LUNG) - die Auf-
tistung der BrutvogeLarten im Text wurde aus Zeitgründen nicht im Rahmen dieser Stet-
Lungnahme mit den Angaben des LUNG abgegLichen. Hier ist ebenfaLLs eine Karte mit den
Kartierergebnissen beizufügen (der Anhang mit dem Kartierbericht Lag zur ErsteLLung dieser
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Bebauungsplan Nr. 20 „FloaUngHouses Fuhlendorf“ der Gemeinde Fuhlendorf

Sehr geehrte Damen und Herren, - -

vielen Dank für die 9bergabe der Unterlagen zum im Betreff genannten Vorhaben.

Zum EntWurf des BBP Nr. 20 Roating Houses Fuhiendorf« der Gemeinde Fuhlendorf nehme
ich aus Sicht der durch mich zu vertretenden Belange der Abteilung Naturschutz, Wasser und

— Boden wie folgt Stellungi *

Vorab weise ich darauf hin, dass im Erläüterungsbericht widrsprüchliche Bezeichnungen des
BBP Nr. 20 verwendet werden: WasserwandeaastpIatz Fuhlendorf‘ bzw. „Floating Houses
Fuhlendorf‘. .

Wasserwfrtschaft - ; .

Gem. § 89 Abs. 1 LWaG bedarf die Errichtung, wesentliche Änderung oder Beseitigung
baulicher Anlagen an Küstengewässern in einem Abstand von 200 Metern land- und seewärts
von der Mfttelwasserlinie sowie im Vorstrandbereich (seewärts des Strandes gelegener
Meeresbereich bis zu einer von Seegangswirkyng unböeinflussten Wassertiefe) bei der .

Wasserbehörde der rechtzeitigen Anzeige. -Ein Vorhaben ist zu untersagen, wenn es nicht mit
den Belangen des Küstenschutzes als öffentliche Aufgabe vereinbar ist (. § 89 Abs. 2 LWaG).

Von der Planung werden Belange des Küstenschuftes als öffentliche Aufgabe im Sinne von §
83 LWaG nicht berührt. Im Geltungsbereich sind Anlagen des Küstenschutzes weder
vorhanden noch geplant -

Für den Beriöh der Ortslage Fuhledotf gilt gemäß Richtlin!e 2-5/2012 des Regeiwerkes
„Küstenschutz M-V“ ein Bemessungshochwasserstand (BHW) von 1 ‚90 m NHN. Dieser
Wasserstand berücksichtigt nicht den mit Hochwasser zumeist einhergehenden Seegang bzw.
Wellenauflauf. . -

Dieser Gefährdung wird mit der Festschreibung derDalbenhöhe auf mindestens BHW
Rechnung getragen.
Da von der Überflutungsgefährdung und dem damit einhergehenden Zerstörungspotential durch
Wellenschlag und Eisgang sowohl die schwimmehden Häuser als auch Anlagen der
technischen Infrastruktur betroffen werden, sind hier ebenfalls Schutzmaßnahmen in den
textllchen Festsetzungen festzuschreiben.

Hausanschrlft: Telefon: 03831 I 6960 -

Staatliches Amt für Landwirtschaft und Umwelt Vorpommem . Telefax 03831 1 696-2129 -•

Badenstraße18 18439 Stralsund E-Mail: poststelIe©staluv.mv-regiewng.de

Postanschrift: .

Webseite: www.stalu-voipOmmerfl4e

Postfach 2Ü1, 18412 Skralsund
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Des Weileien sind die wechselnden Wasserstände (Hoch- und Niedrigwasser) und
Seegangsbeastungen bei den Anlagen der Ver- und Entsorgung zu berücksichligen.
Gefährdungen von Leib und Leben as auch Verunreinigungen des Gewssers (zB. nFoIge
Stfom und Äbwasser) sind zwingend auszuscheßen.
Ich bitle außerdem3 den seewrLigeh Bereich des BBP als ‚fIche, bei deren Bebauung
besondere bauliche Vorkehrungen gegen äußere Enwrkungen oder bei dener besondere
bauliche Sicherungsmaßnahmen gegen Naturgewaken erforderlich snda ( 9 Abs. 5 Nr. 1
BauGB) zu kennzeichnen. -

De EGWasserrahmenrchUinie (EG—WRRL) steift den Mftgiedstaaten das Zie innerha‘b
realisierbarer Zeiträume einen guten Zustand der Gewässer herzuste1en. Gemäß dieser
Rchtnie und den in der Folge eiassenen Rechtsvorschriften des Bundes und des landes -V
hatte die Wasseiwirischafteverwaltung des Landes bis Ende 2009 Bewirtschaftungspläne und
Maßnahmenprogramme zw Erreichung der UrnweftzeIe in den Gewässern Meckienburg
Vorpornrnems im ersten Bewiitschatlungsz&traurn von 2010 bs 2015 aufzusteHen. Für den
zweäten Bewrtschaftungszdtraurn von 2016 bs 2021 erfo‘gte eine Fortschreibung. Mt
Veröffent‘ichung im Amt1chenÄnzeger Nr. 4912015 vom 14.122015 (AmtsBL M-V!MZ. 2015
S677) wurden de das Land M-V betreffenden Bewirtschaftungspäne und
Maßnahmenprogramrne zur Umsetzung der EG-WRRL für die FIussgebete Ebe Oder
SchIeffrave und WarnowlPeene für behördenverbindlich erkIrt ( 130a Absatz 4
Landeswassergesetz (LWaG) 1V).

Das Vorhaben befühlt kein EG4NRRL-bericlitspflichtiges Fließgewässer.
Ich weise jedoch daraufhin dass die Enichtung der 14 schwimmenden Ferienhäuser (ohne
Fahrbetdeb) einschießJich Ersatzneubau der Steganlage mit Erweterungi Vedngewng um
1 0 m in einem EGWRRLberichtspfliclitigen inneren Küstengewässer, dem KoppestronV
Bodstedter Bodden (Code Küstenwassedcörper DEMVWPJ 8) ero!g1 Ferner sofl das m
Plangebiet auf den Dachflächen der schwimmenden Häuser anfaflende unb&astete
NiederscNagswassers in den Bodden eing&eitet werden. .

Mit der Errichtung 14 schwimmender Ferienhäuser einsch1ießich Steganage im Bodstedter
Bodden erfdgt eine dauerhafte Überprägung einer Offenwasserfläche von ca. 1 900 m2.

Durch de dauerhafte Beschattung dieser Wasserfläche sind im betroffenen Bereich dauerhafte
Beeinfrchtigungen für die bio‘ogischen Qualitätskomponenten (ua. Phytoplankton,
Makrozoobenthos, submerse Makrophyten) des EG-WRRL-relevanten Bodstedter Boddens zu
erwarten.
Für eine abschließende Prüfung des Vorhabens hinsichtlich seiner Konformität mit der EG-
WRRL und den Bewirtschaftungszielen nach § 44 WHG ist hier das LUNG M-V als die für die
Bewirtschaftungspanung der Küstengewässer zuständige Fachbehörde im weiteren Verfahren
zu beteiligen.
Grundsätzlich weise ich auf die Artikel 1 und 4 der EG-WRRL hin, die jede nachteilige Änderung
des Zustandes eines Oberflächengewässers (Verschlechterungsverbot) untersagen, wobei alle
Oberfiächengewsser zu schtitzen, zu verbessern und zu sanieren sind, mit dem Ziei einen

. guten Zustand der Oberflächengewässer (Zielerreichungsgebot) zu erreichen.
Des Weiteren ist zu prüfen. inwieweit der kompensationspftichtige Eingriff in den EG-WRRL
relevanten Bodstedter Bodden im Bereich des Bodstedter Boddens ausgeglichen werden kann,
anstelle den Kompensationsbedarf über ein Ökokonto abzubuchen.
Für Rückfragen stehen Ihnen Fr. Tülsner (0383116964402) bzw. Hr. Bunzel (038311696-4404) zur
Verfügung.
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- Naturschutz;

ÖrtKchsachNche Zuständigkeit
Gemäß § 1 Nummer 4 tWa. § 5 Nummer 1 Gesetz des Landes Mecklenburg.Vo,pomrnem zur
Ausführung des Bundesnatunchutzgeseftes (Naturschutzausführungsgeseft — NatSchAG M-V)
vom 23M22010 (GVOBL MV 2010 8. 66), zuletzt geändert durch Gesetz vdm 21052016
(GVOBI. M-V S. 431 ‚ 436), sind die Staatlichen ArMer für Landwirtschaft und Umwelt als
Fachbehörden für Naturschu& zuständig für naturschutzrechffiche Entscheidungen kn Bereich
der Küstengewässer sowie sonstiger gemeindefreier Fläqhen, sofern nicht nach den § 2 bis 4
eine andere Behörde zuständig ist
Die örtliche Zuständigkeit des SLALU Vorpommern ergibt sich aus §3 Absatz 2 der
Landesverordnung Ober die Errichtung von unteren Isndesbehördn der Landwkftchafts- und
Urnweltveiwaltung vorn 0&06.2010 (GVOBL M-V S. 310), zuletzt geändert durch Verordnung
vom 15122014 (GVOBL MVS. 652). • .

-
Demnach. ist1as SIALU Vcrpommern als Fachbehörde fQr Naturschuft zuständig für den
küstengewässerseifigen Teil des Vorhabens. Im Hinblick auf die Entscheidung über die

.

Zulässigkeit des Eingdffes in Natur und Landschaft Wahwng der Vewrsacherpflichten nach §
1 5 BNatSchG) umfasst die Zuständigkeit grundsätzlich auch die Beurteilung der Eignung und

H des Aufwertungspotenzials vorgeschlagener Kompensationsmaßnahmen außerhalb des.c Küstengewässers.
.

Das StALU Vorpomrnern ist somit für die Vorhabensbestandteile wständig die im Bereich
gemeindefreier Flachen umgesetzt werden sollen. Den vorliegenden Unterlagen ist zu
entnehmen, dass für das Vothaben die Änderung des Flächennuftungsplanes und des
Bebauungplanes biher Iediglich..geplant sind. Um die gemeiqdefreien Flachen diesen
Planungsinsfrumenten unterziehen zu können, ist im weiteren Verfahren die - -

lnkommunalisiewng der Flächen notwendig . Nach erfolgter lnkommunalisiewng obiiet die
naturschutz(echtllche Zuständigkeit ausschließlich dem Landkreis Vorpommem-Rügen ßls
zuständiger unterer Naturschutzbehörde. -

.

Küstengewässer sind keiner Gemeinde t&ritorial zugeordnet GemeindefreieGebiete sind der
Bau1etplanung nicht zugänglich. Eine bauleitplanerische Steuerung auf gemeindefreien
Wasserflächen seftt4eshalb deren Eingemeindung(lnkommunaljsierung) voraus. Die
rechtlichen Anforderungen ergeben sich aus § 1 1 der Kommünalverfassung für das Land
MecklenburgVorpommern. Das Verfahren zur Eingemeindung von Seewasserstraßen ist in

O
dem Erlass des lnnenministeriums ‚jnkommunalisierung gemeindefreier Wasserflächen in und
an Seewasserstraßen“ vom 04.-Mai 2010 (AmtsBl. M-V 2010, S. 290)geregelt.
Aus

Sicht der zumindes derzeitig noch gegebenen o.g. Zuständigkeit des StALUVorpommern
als Fachbehörde für Naturschutz bedürfen folgende Anmerkungen der Berücksichtigung im

-

weiteren Planungsverlauf: - . .

LSG .. - - .

- Die von der Überplanung betroffenen marinen Bereiche liegen im LSG 053 „Boddenlandschaft«
(VO LR Nordvorpommern vom 21 .05.1996), das große Teile der Darß-Zingster
Böddenlandschaft und des daran angrenzenden vorpommerschen Flachlandes außerhalb des
Nationalparks Vorpommersche Boddenlandschaft umfasst. Das LSG dient der Erhaltung 4er

- . charakteristischen Und einmaligen Landschaft zwischen Ostseeküste und Binnenland mit dem
Ziel, Eigenart und Söhönheit zu bewahren. Es schließt auch die Boddengewässer mit den darin
liegenden Inseln und Bülter ein. Besondere Bedeutung besitzen die großen unzersiedelten
Landschaftsräume, die in Verbindung mit der vorhandenen typischen Ortsbebauung in hohem

.

Maße den landschaftlichen Reiz der Region bestimmen. Bisher bestimmen gewässeraffine
Nutzungen den marinen Bereich. : • . .
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Der fberpanLe gernendefreie marine Bereich wurde in den etzLen Jahren as öffentilcher
Wasserwanderrastplalz genutzt. Obwohl de betroffene Fläche sichedich anthropogen geprägt
istJ fegt se sich als einfache. typische Anlage in den Landschaftsraum en und errngflcht auch
Anwohnern und Besuc1ern weiterhin de ErIebbarket des Boddens und der Uferbereiche. Das
Gutachtche Landschaftspmgramm M-V bewertet das Landschaftsbiidpotenta1 der
Wasserfläche am ßodtstädter Bodden mit sehr hOCh. V

De nun im marinen SOla geplanten Ferienhäuser erreichen mit GR 170 rn und mit einer max.
Höhe von 7,20 m en wethki sichtbares Raummass. De schwimmenden Häuser werden äe
Bckbeziehungei in den natiimahen undbisherweitestgehend unverbauten Bereich erhebUch
beeinträchtigen. -

Gemäß den textichen Festsetzungen (Teil B), Nr. 1 Ad der bauhchen NuLzung können den
schwimmenden Häusern MiegesteJen zugeordnet werden. Weder Standort. Mzahi noch Art
derMegeste11en oder Angaben zu den bau-, aniage- bzw. beffiebsbedngten Wrwngen sind
den vorliegenden Unterlagen zu entnehmen.
Mgaben zu möglichen Obemachtungskapazitäten fehlen.
Die Übemachtungskpaitäten sind jedoch ein ScNüsse für die Beurteilung der
vorhabenbedngten Wirkungen. -

Gemäß den textlichen Unteiagen zum 8-Plan Nr. 20 können die Begründungen für die
nkommunaiisiewng einer Fläche darin bestehen3 dass reine flächenmäßige Konzentration von
Häusern im Wasser aus Gründen des Natur- und Landschaftsschutzes eforder1äch ISt Dieses
Erfordernis wird im voriegenden FaN grundsätzlich nicht gesehen. Bisiang gibt es im marinen
Bereich des LSG auch keine weiteren Einzelhäuser, die hier zB. aus Gründen ihrer
Erschließung zu konzentrieren wären. Auch die Sicht auf den terrestrischen Bereich des LSG
kann keine Begründung iefem. Dass »die geplanten Nutzungen sich nicht mehr aus den
Flächen des bestehenden F—Panes entwick&n lassen, was eine Andng des F-Panes
erforderlich machr (Antrag). kann keine Begründung für die Inanspruchnahme für den
geschützten marinen Bereich sein. Er unterliegt voflstänäig dem gesetzlichen Biotopschutz, ist
a‘so in Summe der Betrachtung keinesfalls minderwertiger als der terrestrische Bereich.
Insofern kann hier eine 1ächenmäßige Konzentration von Häusern im Wasser aus Gründen des
Natur- und Landschaftsschutzes weder erforderlich noch zulässig sein.
Gern. § 4 der VO zum LSG sind- soweit nicht eine erlaubnispflichtige Hand‘ung nach § 5 der VO
vogt, alle Handiungen verboten, die den Charakter des Gebietes verändern oder dem
besonderen SchUtZZWeCk zuwidedaufen, insbesondere, wenn sie den Naturhaushalt schädigen,
den Naturgenuss beeinträchtigen oder das Landschaftsbild nachhaltig verändern. Dieser
Maßstab muss an die Entscheidung über die Zulässigkeit der Errichtung von baulichen Änagen
gern. § 5(2) Nr1 LVm. Veränderungen an den Gewässern und Uferbereichen gern. §5 (1) Nr.2
gelegt werden. Angesichts der beabsichtigten Zulässigkeit von Gebäuden, deren Kubatur nicht
der Iandschafts- und oftstypischen Bebauung im LSG entspricht und die. geeignet sind, das
LandschaftsbOd und das Erholungspotentiat erheblich zu beeinträchtigen, werden den
planerischen Absichten erhebliche Bedenken entgegengebracht

Gwndsätz!ich ist die Umsetzung einer Sauleitplanung in einem LSG nicht zuiässig.
»In Landschaftsschutzgebieten besteht ein allgemeines Verbot zur Errichtung baulicher
Anlagen. Es ist zu beachten, dass Bauleitpläne nicht gegen zwingende Rechtssätze verstoßen
dürfen. Solange eine naturschutzrechtliche Schutzgebietsverordnung besteht, ist die Gemeinde
gehindert, für dieselben Flächen Darstellungen im Flächennutzungsplan vorzunehmen oder
Festsetzungen im Bebauungsplan zu treffen, die dem Schutzzweck der jeweiligen Verordnung
widersprechen. Eine die Bebauung vorbereitende Planung wird nur dann erfolgreich sein, wenn
für den betreffenden Bereich des Landschaftsschutzgebietes die Schutzgebietsverordnung
gemäß § 26 BNatSchG 1 V. m. § 14 Abs. 4 NatSchAG M-V aufgehoben ist. Ein Bebauungsplän
wird im Regelfall aufgrund des Geltungsbereiches und der zugelassenen Bebauung nicht
befreiungsfähig sein.
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Eine Befreiung nach § 67 Abs. 1 .BNatSchG L V. m. § 40 NatSchAG M-V kann nur für Ehzeffäll
zugelassen Werden1 die den Bestand der Verordnung nicht IrOhmn(Mtp:Ihvwwrnv

-

..

Ob für die vorliegende Planung eine Herausnahme der nicht inkommunalisierten marinen
Flächen aus dem LSG „BoddenlandschaW durch ien Landkreis VR möglich ist bzw. eine
Befreiung durch die zuständige Natunchutzbehörde im vorliegenden Einzelfall erteiibar ist,
kann &izeit nicht beutteift werden und bedarf der Beantwortung knReren Verfahren.

- § 30 BNatSchG, § 20 NatSchAG M-V - Gesetzlicher Biotopschulz .

Der überØante marine Bereich unterliegt dem gesetzlichen Biotopschutz gemäß §30
BNat&hG L V. m. § 20 NatSchAG M-V. Danach sind Maßnahmen1 die zu einei Zerstörung,
Beschädigung, Veränderung des charakteristischen Zustandes oder sonstigen erheblichen oder
nachteiIien-Beeinfrächtigung der im Gseft genannten Biotope führen können, unzulässig. Im
vcrliegenden Fall ist in Boddengewässer mit Vedandungsbereichen nach §-30 Abs. 2 Saft 1

.. Nr. 6 ßNatSchG betroffen. .

Befreiungen vom gesetzlichen Biotopschutz gem. 67 BNatSchG können aufMfrag gewährt
werden, wenn die Beeinträchtigüng des Biotops ausgeglichen werden kann oder die Maßnahme

nf aus überwiegenden Gründen des AllgemeinwoNs notwendig ist Der Gemeinde Fuhlendorf wird
I%/ empfohlen, die Gründä des überwiegenden öffentlichen Interesses, einschließlich solcher

sozialer und Wirtschaftlicher Art, die eine Befreiung vom gesetzlichen Biotopschutz rechtfertigen
würden, darzulegen. Dabei sollte auch erklärt werden, aüs weichen Gründen vom weiteren

.

Betrieb des Wasserwandeflstplatzes als öffentlicher Einrichtung der toüdstischen Infrastruktur
abgesehen wird, deren Errichtung vorn L.and M-V mit bis zu 90 % gefördert wurde. .

http:Ihvww.wm.rnv-regierung.de/praxisieiffaderildokWpraxisleiffaden_wm.pdf)

- Gewässerschutzstreifen . . .

Für Gewässer 1. Ordnung, Seen und Täiche mit einer Größe von einem Hektai und mehr sowie
Küstengewässer gilt gemäß § 29 Abs. 1 NatSchAG M-V im 50- bzw. 150-Meter-
Gewässerschutzstreifen grundsätzlich ein Bauverbot. Ausnahmen hiervon können näch Absatz
3 Nr 4 NatSchAG M-V für die Aufstellung, Änderung oder Ergänzung voW Bebuungsplänen
zugelassen werdeft - -

Wegen der Lage im LSG sowie der Konflikte mit dem gesetzlichen Biotopsohuft kann somit
die Erteilung einer Ausnahmefür den Bebauungsplan derzeit nicht in Aussicht gestellt werden.

- § 14, 15 BNatSchG, § 12 NatSchAG M-V - Eingriff!Kompensation .

Die Errichtung von Häusern im Wasser in Küsten- und Gewässerschutzstjeifen ist nacfi
§ 14 BNatSchG und § 12 NatSchAG M-V immer als Eingriffzu werten. ‘Neben &ner erhöb

. lichen Beeinträchtigung des Landsöhaftsbildes ist mit dem Eingriff i. 0. R. auch eine erheb-liche
.

Beeinträchtigung der Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes z. 8. durchdie Störung der
Fauna. insbesondere im WasserlLand-Übergangsbereich, verbunden.
Nach § laAbs. 3 BauGB i. V. m. § 1 8 Abs. 1 BNatSchG sind die Vetnieidung und der
Ausgleich der vorgenannten Beeinträchtigungen bei der Aufstellung von Bauleitplänen zu

: berücksichtigen. Über Art und Umfang des Ausgleichs öntscheidet die Gem&nde im Rahmen
der Abwägung nach § 1 Abs. 7 BauGB. Ein Ausgleich für die Beeinträchtigung des
Landschaftsbildes, d. h. eine landschaftsgerechte Wiederherstellung am Eingriffsort, ist
praktisch nicht möglich, da das Landschaftsbild nur durch das Entfernen der Häuser
wiederhergestellt werden könnte. Auch eine Neugestaltung des Landschaftsbildes ist praktisch
nicht durchführbar. Der erforderliche Ausgleich durch geeignete Festsetzungen nach § 9 Abs.
1 a BauGB alsFlächen oder Maßnahmen wird nicht auf. der Wasseroberfläche ausführbar sein.
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Als ana1mn kommen daher der Rückbau von störenden Aitaniagen oder de
drheteiin natÜrIcher über&itungsräurne sowie Maßnahmen zx Umsetzung der EU

Wasseiahmechtne n Betracht.
(htp:llwww.mv

Fr de inansmchrahme des gesetzlich geschützten Bictops ‚Bodde. rgewässer rnt
Ver1aduiigsberechen wäre entsprechender Äusgech zu ‚eisten..

- Nahra 2OOO-GeNete
m Umeibe1cN zum B-Pari Nr. 20 wird darauf verwsen, dass sc‘h das PiangeNet n enern
Aistard vo ca.. 50 m zum GGB DE 1542-302 ‚RecknitzÄstijar urd Habse Zngst ud zum
6PÄ DIE 1542401 Vorpommersche Boddeniandschafl ud nrdHcher Strdasun& befndet Im
Rahmen des Bauietpanverfahrens st de VerägIohket des Vorhabens mt der jeweNgen
Schutz- Lfld Erhaitun9szeen zu prüfen. Die erwähnten Natura-2OO PrLuiigen liegen im
StALU VP jedoch nicht vor und sind nachzureichen.

. Ärteschutz
De- Äreschuzadteitrag liegt im StALU VP nicht vor und ist nachzureichen.

Äitsten Bodenschutz

Belange, die durch mein Amt zu vertreten sind, werden nicht betroffen.

Aus der Sicht der von meinem Amt zu vertretenden 3eange des Immissionsschutz- und
Äbfalirechts bestehen zur o. a. Planungsabsicht keine Bedenken und Hweise.

Mit freunäJ n Grüßen

144OJ
Matthias Wdters
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Bebauungsplan Nr. 20 „Fioating Houses Fuhiendorf“ der Gemeinde Fuhiendorf

Sehr geehrte Frau Burciartz

vielen Dank für die Übergabe der Unterlagen zum m Betreff genannten Vorhaben.

4eine Steiiungnme zum Entwurf des BBP Nr. 20 ‚Fioang Houses fuhiendorf“ der
Gemeinde Fuhiendorf wird aus naturschutzfachiicher Sicht, auf Grund der
nachereichen Unterlagen (artensciutzrechtiicher Fachbeibag, Vorprüfung Natura
2COO-Geete) wie folgt ergänzt: .

Nafurschutz:

O Örtch-sachiiche Zuständigkeit
Gemäß § 1 Nr. 4 LVm. § 5 Nr. 1 Gesetz des Landes Kiecidenburg-Vorpommern zur
ÄusfUitming des Bundesnaturschutzgesetzes (Naturschutzausführungsgesetz —
NSchÄG MV vorn 23.022010 (GVOBL MV 2010 S. 66), zuletzt geändert durch
Gesetz ‘iom 2T05.2016 (GVOB1. M-V S. 431 ‚ 436), sind die Staatlichen Ämter für
Landvi1schaft und Umwelt als Fabehörden fcir Naturschu‘tz zuständig für
nairschutzrechtiiche Entscheidungen im Bereich der Küstengewässer sowie sonstigergemeindefreier

Flächen, sofern nicht nach den § 2 bis 4 eine andere Behörde
zuständig ist
Die öilliche Zuständigkeit des StALU Vorpommern ergibt sich aus § 3 Absatz 2 der
Landesverordnung über die Errichtung von unteren Landesbehörden der
Landwirtschafts- und Umweitverwaitung vorn O3O62O1 0 (GVOB1. MV S. 31 0), zuletzt
geändert durch Verordnung vom 15.122014 (GVOBI. M=V S. 652).
Demnach ist das StALU Vorpommern als Fachbehörde für Naturschutz zuständig für
den küstengewässerseitigen Teil des Vorhabens. Im Hinblick aufdie Entscheidung über
die Zulässigkeit des Eingriffes in Natur und Landschaft (Wahrung der
Verursacherpflichten nach § 1 5 BNatSchG) umfasst die Zuständigkeit grundsätzlich

Hausanschil«: Telefon: 03831 1 696-0
Staatlidies Amt tOT Landwirtschaft und UmweftVorpommern Telefax: 03831 1 696-2129
Badenstraße 18, 16439 Stralsund E-WaI: poststeiIesta]uvp.mv-regierungde
Postanscbrift Webseite www stalu vorpommem de

Ai 4QÄ)



aich de 8ewteNung der Eignung und des VOrgeSCNagener

Koinpensonsmaßnahmen außerha‘b des Kingewss&s.

Das StiU Voipommem ist somit für de Vcrhabtstaridtee zuständig, die im
ereiich gemeidefreier Flächen umgesetzt wsrden sollen. Den votliegetiden
Unter1aen ist zu entnehmen, dass für das Vorhaben die Andenrng des
F1ch&inungspianes und des BebauungspIanes biisher iedig1cli geplant sind. Um de
genndireien Flächen diesen Pbnungssfrumeaein werzehen zu können, wäre

zunä. st de Inkommunalisierung der Fächei notvdig gewen. Msschuießch dann
rde die natuischui tzrechtiiche Zuständigkeit dem Landks Vorpommem-Rügen as
mstäige unterer Naturschutzbehörde oNiegen. Darzdtt liegen die berpianten
marinen Rächen in der naturschutzrechUichen Zuständigkeft des StALU VP.

iis Sbt der Zuständ..igkeit des StALU Vorpomern als Fadtehörde für Naturschutz
bedürfen ifolgende Änmerkungen der BerückscNimg im svmiteren Planungsverlauf:

Voq1rüfung

Im Umwe1cht zum B-PIan Nr. 20 wird darauf erwesn,, dass sich das Plangebiet in
einem Abstand von ca. 50 m zum 0GB DE 1542-302 Halbinsel
Zi*ngst und zum SPÄ DE 1542-401 „Vorpomersche Boddenian.. dschaft und nördlicher
Strdasuiid befindet. Im Rahmen des Bauieipianvefahens ist die Verträglichkeit des
Vohabens mit den jeweiligen Schutz- und Erhaitungszieen zu prüfen.
Die vo1riegende FFH-Vorprüfung führt a. 8. 14 aus dass der Bodstedter Bodden mit
Uebereiidien im Gutachtlichen Landschaftsprogamm als stark frequentiertes
afrwigs- und Ruhegebiet ausgewiesen st in der Anaiyse und Bewertung der
Landschaftspotentiaie in M-V, Funktion der Landschaft für rastende und überwinternde
Vat- und VaservögeI“ (Rastgebietsproflle. LL.N. Gr&fsaTd 2009) werden der
Bodt&d4er und der Barther Bodden (Gebietscode 1 A2) ogen ihrer Bedeutung als
ScNafpiativon Gänsearten und Kranichen sowie als Taesruhegewässer von
Tachentenarten mit dem Status Ä* ausgewesen. Diese sehr hohen Bewertungen sind
Ergebnis langjäMger Erfassungen. Die vorgenommene A1ei1ung in den vorliegenden
Unterlagen auf eine mäßige bis geringe Eignung für Rast- und Schiafplatz kann
schwerlich nachvoilzogen werden. Wenn man insbesoiidere die Summationswirkungen
durch eiere Vorhaben in die Betrachtung einstellt, wird deutlich, dass die FFH
Verträglidteit nur im Rahmen einer Verträgiic*ikeitsprüfung beurteilt werden kann.
Das gll auch für das 0GB DE 1 542-302 ‚3Recknitz-Ästuar und Halbinsel ZingsVt.

Ä,tensciudzfachbeitrag
De J-linweise zu den artenschutzrechtlichen Zugriffsverbcten des § 44 Absatz 1
Bundesnaturschutzgesetz auf der Ebene der Bauieitplanung des LUNG vorn
O2O72O12«1 sind zu berücksichtigen.

Mit freundchenGrüßen

.

Maffhas olters
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Betr.: Bauurgsp1an Nr. 20 “Fioadng Houses FuMendoe der Gemeinde Fuhlendoil, Beteiligung der Behörden
und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BaUGB

Sehr geehrte Damen und Huren,

hiennit eneilen wir itmew Zustimmung zum o. g. Bebauungsplan der Gemeinde FUMendOtt

Für Hausinstaliaflonsanlagen mit Trinkwasserverbränchen größer 3,0 ii wird nach Vorlage des enniltehen
Spitzeitednfs ein Trinkwasservointsbehälter vom Amchlussnehrner gefordert

Die 1.Lschwassenersorgung kann nur im Rahmen der Kapazitäten des vorhandenen Trinkwassemetzes erfolgen.

Vorhandene Hydranten können zur Erstbrandbekämpfung eingesetzt werden.

Eine Bereitstellnngspflicht von Löschwasser seitens der Wasser mrd Abwasser GmbH -Boddenland- besteht
nicht.

Bezüglich der Schmutzwnsserentsorgung ist durch die fonsciweitenden Investionen im Bereich des
Ferienewohnmmgsbaus die noch freie Aufnahmekapazität der Kläranlage in Barth zu berechnen.

r&em
0mB ; 1 t‘ ‘1 s2-LQ

1. V. 1Mt i. v. Schulz
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Gemeinde Fuhlendorf
Amt Barth

—*„ %& . •‘.. ‘ — .

Bebauungsplan Nr. 20 „Floating Houses Fuhlendorfz

Sehr geehrter Herr Groth,
sehr geehrte Damen und Herren,

mir ist erst vor 3 Tagen zu Ohren gekommen, das der oben genannte B
Plan ausilegt.
Da es mein Haus maßgeblich betdffl ‚ möchte ich dazu Stellung nehmen
u. hoffe, das sie
Gehör findet.
Der Steg sollte unbedingt für die Anlieger, die Bevölkerung sowie
Feriengäste öffentlich bleiben,
da er viel genutzt wird u. für die AttraktMtät des Ortes sehr wichtig ist!
Der Stag ist ein überaus beliebter Ort zum Angeln, um Kanus sowie
Stand Up Paddel Boards zu
Wasser zu lassen, zur Vogelbeobachtung und zum Erleben der
Sonnenuntergänge.

Des halb möchte ich Sie darum bitten, den öffentlichenZugang nicht nur
über eine
privatrechtliche Regelung zu klären, sondern diesen im Grundbuch
abzusichern.
Die im Plan dargestellte Lage der einzelnen „Floating Houses“ lässt
vermuten, dass ein
öffentlichen Zugang nicht vorgesehen ist.
Weiterin wäre es von Vorteil, die drei zweigeschossigen Häuser an das
Ende des Stegs
zub verlagern.
Damit bliebe auch die Möglichkeit offen, dass man (von Land aus
gesehen) links am Steg

Fuhlendoff
07.102018
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kleine Boote zu Wasser lassen könnte. Ihnen ist vermufläch bekannt,dass 4qJ4 täghch
Herr zum Fischen herausfährt.
Früher gab es neben der Wiese eine Stelle für Paddelboote und anderekleine Wasserfahrzeuge sowie einen Ponton.
Fuhlendorf ist gerade erst anerkannter Erholungsorr geworden u. wirsollten alles dafür tun die
attraktivität des Ortes zu steigern.
Weiterhin würden sich alle Anwohner sowie die Feriengäste sehr freuenwenn die nahegelegene
Badestelle, nach dem Frühjahrssturm, wieder in einen gepflegtenZustand versetzt wird.
Dazu gehört auch die Möglichkeit zum „Spitzen OtV zu gehen.

Ich möchte nochmal darauf hinweisen, das mit der Verpachtung desHafens eine wichtige
Möglichkeit entfallen könnte, das direkte Umfeld für Wassersport zunutzen.
Dies stellt einen besonderer Anreiz für die Feriengäste sowie Anwohnerdar.

Ich würde mich sehr freuen wenn Sie sich für die Öffentliche Nutzungstark machen.

freundlichen Grüßen
r-

0



Arrt Barth 1 Frau Eqqert

Von: Mit Barth Herr ewig
Gesendet DcflerSta3 4. Okober 2018 33
An: Mit Bath Frau ggert
Betreff: WG: Bebauungspan Nr 20 Foathig Houses Fuhendorf

Vo
Gesendet: Dienstag, 2. O ii: 1

An: Amt Barth Herr ehig <h.ewig@mt-baah4e>
Betreff: Bebauungsp& Nr. 20 Fbatng Hoses Fuhedorf

Sehr geehrter Herr Hellwig. sehr geehrte Damer und Herren Der oben genannte BPan hegt zit. Aus. Wir rehmer
dazu we folgt Stdlung. Es hegt. der Steg so3 für de Änieger, de eevölkerung und für die Gäste öffentkh behen.

(PF
)as erscheint uns füc die Gäste urd Enwdmer des Ortes so chtig. daß wir der Neinwg sind, den öffentkhen
Zugang m Grundbuch abzuskhem. De m -Pn €igezek1mete Lage der oben genanntei Häuser zeigt, daß es mit
dem öffeTtkhen Zugang nht so wirdd ernst genommen frd. V.enigstes bs an de Kure des 5tees solle man
gehen könnerL Das würde ehie Änderung und Verschiebung von zwei Häusern bedeuten. Dadurch könnten
weiterhin Boote zu Wasser geassen werden. Der Steg st darüber hinaus &n beiebter Ot für die Feriengäste zum
Angeln. .is Äneger st&Len wh fest. daß schon die Mgkhkeft enaUen ist de frühere BadesteHe zum Spitzen Ort
zu besuchen da der Weg dorthin völlig zugewachsen und somit nicht mehr vorhanden ist. Mit der Verpachtung u
der Bebauung des Hafens entfaift eine wetere Mogichket, das drekte UmfeW nutzen zu können

undhchen‘
:uhendo



Amt Bmth j Frau Eggert

Von: Amt Barth Herr Hellwig
Gesendet Donnerstag. 2L 5eptemr 2018 17:47
An: Amt Barth Frau Eggert
Betieff: WG: Stellungnahme zum B-Pan 20. Fioating Houses in FuNendorf

Von:.
Gesendet Donnersj7.sfib1r‘ . .

An: Amt Barth j Herr H&kig <hellwig@amtba.rthde>
Betreff: Stellungnahe zum S-Pan 2O Fioating Houses in Fuhendorf

SteIlungnahne zum Bauvorhaben Nr. 20, Floating Heuses in Fuhlendorf

Der Steg in Fuffiendorfistr die Bewolmer der gesamten Ortschaft - wie auchr die vielen Uriaubsgäste
- clii bedeutender An1aumkt für verschiedenste Mcdvitüten und or allem eine Oase.. . . der Ruhe und

Erholung.. 1%rgen&o sonst hat man einen so romanfischschönen Blick‘ aufdie Boddenlandschaft. Nicht

nur für unsere Familie war der Steg ein wesentlicher Grund, sich in der Nä& anzusiedeln und viele

Urlauber kommen bewusst se‘ inePveen immer xieder hierher.

auch verstädlick so ist es doch sehr zu bedauern, dass die Gemeinde Fufflendoffsich nicht in der

Lage sieht, den 5“ teg in Eigernege zu em‘ euern md damit die Nutrmg in ähnlicher Form wie bisher zu

gewihfleisten. insofern ist. ‘ das Errichten von Floating Houses durch einen Investor sicherlich nicht

abwendbar. im Sinne eines künifig guten nachbarschaftlichen Verhältnisses und um die Nutzung durch die

o.g. Personengruppen - wenn auch eingeschränkt - zu erhalten, bitten wir um die Berücksichtigung der

folgenden Änderungsvorschläge:

i
- Aufdie beiden im Knick des Steges zur Boddenseite geplanten Fioating Houses (Typ SOia) sollte

verzichtet Sollten mehr als 12 Houses wirtschaftlich unabdingbar sein??, so wäre doch %xffl auch

r eine andere Anoidnimg Floatng Houses in klemerer Bauxeise oder eine Verlangening des Steges

‚ möglich?

2. Es ist sicherzustellen, dass die Betretbarkeit und Nutzung des Steges durch die Allgemeinheit auch

langfristig gewährleistet bleibt, zumindest auf dem Teil des Steges bis zinn Beginn des - daim hoffentlich

deutlich über den Knick hinaus - unbebauten Abschnittes.

L Fuhlendoff

Danke Rk Ihre Aufmerksamkeit.

1



Amt Barth 1 Frau Eqqert

Von: Amt Barth Herr Hellwig
Lesendet Montag, 1 . Oktober 2018 1k09
An: Amt Barth ¶ Frau Eggert

Betreft WG: Stellungnahme zum 8-Plan 20. Fioating Houses Fuhlendorf

Wichtigkeit Hoch

j‘
c,

An: Amt Barth 1 Herr Hellwig <heltwig@amt-barth4e>
Betreff: Stelhingnahme zum B-Plan 20, Floating Houses Fuhlendorf

Wichtigkeit: Hoch

Sehr geehrter Herr Hellwig,

meine Frau und th besitzen seit 201 1 in da? uhlendqrf ein Ferienhaus zur Eigennutzung und
Vermietung an Gäste. Die Entscheidung für diWSfff6Wwrprgt durch die Urwtchsigkeit des Ortes
Fuhlendorf und die Natur mit dem Bodden und dem dazugehörigen Fuhlendorfer Hafen. Der Fuhlendorfer Hafen ist
der erste Anlaufpunkt bei unseren Aufenthalten ebenso wie für unsere zahlreichen naturverbundenen Gäste. Er
gehört einfach zum Ort und prägt wesentlich den fischerdörflichen Charakter. Was ist ein historisches Fischerdorf
ohne Hafen? 4

In den letzten Jahren mußten wir und unsere Gäste bereits gravierende Einschnitte bei der Nutzung und Bedeutung
des Fuhlendorfer Hafens hinnehmen - so wird der Hafen nur noch in Ausnahmefällen von Fahrgastschiffen
angelaufen.
Mit der Verleihung des Titels “Staatlich annerkannter Erholungsort‘ hat im September 2018 der Wirtschaft- und
Touhsmusminister Harry Glawe explizied auf die ‘beeindruckende Natur der weitläufigen Boddenküste, den
Hafenbereichen und der touhstischen lnfrastruktu? verwiesen - und er sprach ausdrücklich davon, dass es in
Fuhlendorf und 6odstedtjJls einen Hafen gibt. Das sollte aus unserer Sicht auch so bleibenl Mit der
Titelverleihung und der damit verbundenen zukünftigen Abgabe ist es nicht vertretbar, vorhandene touristische
Möglichkeiten derart zu beschneiden.
Dass die Hafenanlage in Fuhlendorf dringend saniert werden muss, steht außer Frage. Auch schwimmenden

C:eenhausern in angemessener Anzahl und Größe am Fuhlendorfer Hafen stehen wir prinzipell nicht ablehnend
gegenüber - aber, dass darf nicht dazu führen, dass Anwohner und Feriengäste von der Nutzungldem
Betreten des Fuhlendorfer Hafens mit seiner Steganlage ausgeschlossen werden. Der Fuhlendorfer Hafen
muss dauerhaft der Offentlichkeit zugänglich bleiben!
Wir erwarten, dass unsere StellungnahmelBedenken Gehör finden und bei weiteren Planungsschriffen berücksichtigt
werden.

Mit freundlichen Grüßen
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Gemeinde Fuhiendorf
Amt Barth

BebauungspIa ]fr, 20 „Fioafing Houses Fuhlendorf‘

Sehr eehrter Herr Groth,
sehr geehrte Damen und Herren,

der oben genann: te B-plan liegt zur Zeit aus.. Wir nehmen dazu folgendermaßen Stellung.

Es heißt der Steg soll flur die Anlieger die Bevölkerung und Gaste offentlich bleiben
Das erscheint uns 11k die Atfraktivitt des Ortes so wichtig, dass wir anregen, den öffentlichen
Zugang nicht nur über eine privatrechtliche Regelung zu klären, sondern diesen im
Grundbuch abzusichern
Diese Regelung findet man häufig bei den privatisierten Herrenhäusem, bei denen der Park
öffentlich bleiben soll.

Die im Plan dargestellte Lage der einzelnen Floating Houses lässt vermuten, dass es mit dem
offenthchen Zugang nicht so irklich ernst genommen ‘ ird Vemgstens bis an die Ecke des Steges
sollte man gehen können, ohne das Gefühl haben zu müssen, in einen Privatbereich einzudringen.
Das bedeutet dass zei, besser die drei zixeigeschossigen Hauser an das Ende des Stegs verlagert
werden müssten.
Die Brücke ist ein überaus beliebter Ort zum Angeln, zur Vogeibeobachtung und zum Erleben
der Sonnenuntergünge.

O
Damit bliebe auch die Moglichkeit offen dass man (von Land aus gesehen) hnksaznSfljlerne
Boote zu asser lassen konnte Ihnen ist sicher bekannt, dass dort fast taglich zum
Fischen herausrala Früher gab es daneben an der Wiese eine Stelle ihr Paddelbo. ot&Jt: ändere
kleine Wasserfahneueg sowie einen Ponton.
Fuhiendorf ist gerade „anerkannter Erholungsort“ geworden. Dazu gehört auch, dass die
Attraktivität erhalten bleibt bz durch natumahe — nicht unbedingt kostenintensive - Angebote
gesteigert «‘ird. Dazu rechne ich auch die Badestelle, die mit Hunden benutzt werden kann; sie
blieb jedoch nach dem Frühjahrssmnn in schlechtem Zustand.

Als direkte Anlieger steilen wir fest, das im Laufe der Jahre außerdem die Möglichkeit entfallen ist,
zum .‚Spitzen Ort“ zu gehen, da der öffentliche Weg praktisch nicht mehr vorhanden ist.
Mit der Verpachtung des Hafens entfällt eine weitere Möglichkeit, das direkt Umfeld nutzen zu
können. „Offentlich“ heißt, dass Wege offen bleiben und der Steg frei benutzt werden kann,
ohne sich bei den Gästen der Häuser rechtfertigen zu müssen.. Um voraussehbaren Konflikten
vorzubeugen, wäre es gut, wenn die drei zweigeschossigen Häuser, die ja auch den dahinter
liegenden eingeschossigen die Sicht nehmen, nach hinten verlegt würden.

Mitfreirndlichen Grüßen
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